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Allgemeine Chronik

Öffentliche Finanzen

Direkte Steuern

Zur parlamentarischen Initiative Carobbio, welche die steuerliche Nichtanerkennung
von Schmiergeldern fordert, siehe oben, Teil I, 1b (Strafrecht). Zur neu vollen
Steuerpflichtigkeit von AHV- und IV-Renten siehe unten, Teil I, 7c (AHV).

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 31.12.1995
EVA MÜLLER

Zur Volksinitiative «Wohneigentum für alle», die Steuerausfälle von CHF 1.5 bis 2 Mrd.
für Bund und Kantone zur Folge hätte, siehe unten, Teil I, 6c (Wohnungsbau). Zur
parlamentarischen Initiative Carobbio (sp, TI), welche die steuerliche
Nichtanerkennung von Schmiergeldern fordert, siehe oben, Teil I, 1b (Strafrecht).

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 31.12.1996
EVA MÜLLER

Die Bankervereinigung und die Schweizer Börse forderten im Sommer lautstark die
Abschaffung der Umsatzabgabe auf Wertschriftentransaktionen (Börsenstempel) und
warnten, dass durch die Öffnung des Börsengeschäfts für ausländische Händler, die
Elektronisierung des Handels und die kommende Einführung des Euro sonst bis zu
10'000 Arbeitsplätze ins Ausland verlegt würden. Das EFD signalisierte, dass es das
Problem erkannt habe, verlangte aber, dass die jährlich rund CHF 1 Mrd. (1996: 1.01 Mrd.)
an Steuereinnahmen, die verloren gehen, zumindest teilweise kompensiert werden
müssten. Diese Forderung stiess auch im bürgerlichen Lager auf Verständnis. Die
Zürcher FDP-Ständerätin Vreni Spoerry stellte eine nationale Erbschaftssteuer zur
Diskussion. Eine solche könnte gemäss Spoerry auch das sich verschärfende
Konkurrenzproblem unter den Kantonen lösen, das entstanden ist, weil verschiedene
Kantone die Erbschaftssteuer in den letzten Jahren senkten oder abschafften.
Nationalrat Georg Stucky (fdp, ZG) schlug als Kompensation für die Stempelabgabe eine
Erhöhung der Mehrwertsteuer um 0,2 bis 0,3% vor. 1

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 22.10.1997
EVA MÜLLER

Gegen Ende des Jahres erhielt der Ruf nach einer grösseren Steuerharmonisierung
unter den Kantonen neuen Auftrieb. Auslöser war der Zürcher Bankier Martin Ebner,
der seine Firma von Zürich ins steuergünstige Freienbach (SZ) verlegte, womit Stadt und
Kanton Zürich jährlich mindestens CHF 20 Mio. entgehen. Da in Zürich bis Ende 1998
noch die Vergangenheits-, in Schwyz aber die Gegenwartsbesteuerung gilt, muss Ebner
zudem einen Börsenrekordgewinn von geschätzten CHF 200 Mio. für 1997 in keinem der
beiden Kantone versteuern. Dieser Steuertrick löste landesweite Empörung aus, legte
aber auch eine der Schwächen des Schweizer Steuersystems schonungslos offen.
Bereits im Februar hatte der Bundesrat eine ständige Kommission für
Steuerharmonisierung eingesetzt, um die Bemühungen um eine Harmonisierung der
direkten Steuern von Bund, Kantonen und Gemeinden zu intensivieren. 2

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 16.12.1997
EVA MÜLLER

Dagegen forderten die Sozialdemokraten einmal mehr die Einführung einer
Kapitalgewinnsteuer für Privatpersonen. Die Forderung erhielt durch explodierende
Aktienkurse fusionierender Grosskonzerne und die Tatsache, dass in der Schweiz die
Buchgewinne an den Börsen erstmals die Arbeitseinkommen überstiegen, zusätzlichen
Auftrieb. Sogar FDP-Exponenten wie Parteipräsident Franz Steinegger sprachen sich für
eine Besteuerung von Kapitalgewinnen aus. Nachdem der Bundesrat von einer
Kapitalgewinnsteuer noch im letzten Jahr nichts wissen wollte, beauftragte er die im
Vorjahr eingesetzte Kommission Behnisch, auch Wege gegen die Abwanderung von
Börsengeschäften aufzuzeigen und Kompensationsmöglichkeiten für Steuerausfälle,
darunter auch eine Kapitalgewinnsteuer, zu prüfen. Die Frage der Ergiebigkeit ist
jedoch umstritten. Auf eine einfache Anfrage Jans (sp, ZG) hin schätzte der Bundesrat
die Erträge einer Kapitalgewinnsteuer von durchschnittlich 15% auch in guten
Börsenzeiten auf «höchstens 100 bis 400 Mio». Andere Besteuerungsmodelle zur
Kompensation einer allfälligen Abschaffung des Börsenstempels werden geprüft. So
reichte Ständerat Schüle (fdp, SH) ein Postulat ein, das vom Bundesrat die Prüfung einer
Vermögenszuwachssteuer verlangt, die auch den Wertzuwachs noch nicht verkaufter
Aktien und anderer Wertschriften erfassen würde. Andere Parlamentarier möchten das
Wertschriftendepot (Depotabgabe) mit einer Abgabe belasten.
Zu den steuerpolitischen Forderungen und dem Ruf nach einer Sondersession der SP

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 18.12.1997
EVA MÜLLER
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siehe unten, Teil IIIa (SP). 3

Da die bevorstehende Einführung des Euro den Kapitalmarkt flüssiger macht, drängte
die EU-Kommission auf eine Steuerharmonisierung innerhalb der EU-Staaten, um den
in ihren Augen schädlichen Steuerwettbewerb zu bekämpfen. In jedem Land sollen
ausländische Kapitalerträge (ausser Dividenden und Gewinne auf Aktienverkäufen) nach
gleichen Prinzipien besteuert werden. Insbesondere auf Druck von Luxemburg soll auch
die Schweiz verpflichtet werden, die Grundelemente der EU-Vorschläge zur
Vermeidung von Steuerflucht zu übernehmen. Ein von der EU-Kommission
vorgeschlagenes «Koexistenzmodell» würde es jedem Staat überlassen, ob Banken den
Behörden eines anderen Landes Informationen über Zinserträge offenlegen oder ob sie
diese Erträge mit einer Quellensteuer von mindestens 20% belegen. Beim Einzug einer
Quellensteuer ergäbe sich mit der Schweiz ein Systemkonflikt. Während die EU die
Zinssteuer bei der Zahlstelle einziehen will – beispielsweise die Bank, wo ein
ausländischer Kunde ein Konto hat –, befolgt die Schweiz das Schuldnerprinzip. Die
Verrechnungssteuer wird bei demjenigen eingezogen, der eine Anleihe emittiert. Ist er
im Ausland, greift die Verrechnungssteuer nicht. Das Eidgenössische
Finanzdepartement war der Meinung, dass die Verrechnungssteuer in der Schweiz eine
ausreichende Kontrolle der Vermögenserträge erlaube und lehnte insbesondere eine
länderübergreifende Meldepflicht unter den Steuerbehörden kategorisch ab. Zu
vertieften Gesprächen mit Finanzexperten der EU soll es anfangs 1999 kommen. 4

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 24.12.1998
URS BEER

Das Wahljahr bot verschiedene Schaukämpfe um das Thema Steuern. Die FDP lancierte
eine Steuerstopp-Initiative, die CVP präsentierte ihr Steuerreform-Konzept und die SVP
forderte die Senkung der direkten Bundessteuer um 10% bis 2001 bei gleichzeitiger
Reduktion der Bundesausgaben. 5

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 30.08.1999
DANIEL BRÄNDLI

Zum Bundesbeschluss über die Risikokapitalanlagen siehe oben, Teil I, 4a
(Strukturpolitik).

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 31.12.1999
DANIEL BRÄNDLI

Auch die Schweizer Wirtschaft, vertreten durch Vorort, Gewerbeverband und
Bankiervereinigung, präsentierte im Frühjahr ein Steuerkonzept. Das Hauptziel des
Konzepts „Steuern senken, statt Schulden abbauen“ besteht darin, die Fiskalquote der
Schweiz bis zum Jahre 2010 von heute 35 auf 30% zu senken und die Schweiz damit
wieder zu einem der steuergünstigsten Länder zu machen. SP und Gewerkschaftsbund
bezeichneten das Paket als unsozial und unverantwortlich. Das Finanzdepartement
zeigte sich ebenfalls irritiert. 6

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 14.04.2000
DANIEL BRÄNDLI

Ende Februar forderte der Gewerbeverband in einem Grundlagenpapier
Steuerreformen zu Gunsten der KMU. So sollen alle Erhöhungen bei der MWSt durch
entsprechende Anpassungen bei der direkten Steuer kompensiert werden. 7

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 21.08.2002
MAGDALENA BERNATH

Um reiche Steuerzahler anzulocken, hatte der Kanton Obwalden im Jahr 2005 ein
degressives Steuermodell für hohe Einkommen eingeführt, was insbesondere die Linke
heftig kritisiert hatte. Der Waadtländer Nationalrat Zisyadis (pda) verlegte daraufhin
seinen Wohnsitz von Lausanne (VD) nach Sarnen (OW), um die neue Regelung anfechten
zu können. Das Bundesgericht entschied im Sinne des Anklägers und verbot dem
Kanton Obwalden, reiche Steuerzahler zu bevorteilen. Dies, weil gemäss Bundesgericht
mit einer degressiven Steuer der Verfassungsgrundsatz der Besteuerung nach der
wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit verletzt wird. Als Reaktion auf das
Bundesgerichtsurteil stellte Obwalden die Flat-Rate-Tax als neues Modell vor, welches
ab einem bestimmten Einkommen für alle den gleichen Steuersatz vorsieht. 8

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 09.06.2007
LINDA ROHRER
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Für Schlagzeilen sorgte im Berichtsjahr der sogenannte „Steuerpranger“. Ausgelöst
wurde die Diskussion um säumige Steuerzahler durch die Gemeinde Egerkingen (SO),
welche die Namen von Personen veröffentlichte, die ihre Steuern seit längerer Zeit
nicht bezahlt hatten. Gegen die Gemeindepräsidenten waren in der Folge Strafanzeigen
eingegangen. Der Bundesrat gab bekannt, dass er diese Praxis nicht legalisieren wollte,
da solche Massnahmen mit der geltenden Rechtsordnung nicht vereinbar seien. 9

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 30.08.2013
LAURENT BERNHARD

Sozialpolitik

Bevölkerung und Arbeit

Löhne

Ces trois dernières années, les salaires réels se sont affaiblis de 0.4%, provoquant une
baisse du pouvoir d'achat. La consommation par habitant (hors dépenses de santé)
aurait diminué d'environ 0.7% depuis 2015. Vu la bonne santé de l'économie, l'USS
réclamait en septembre une augmentation générale des salaires de 2% et le
développement de la protection sociale, afin de relancer l'économie intérieure et
d'accroître le pouvoir d'achat des Suisses. En novembre, l'USS demande entre autre un
treizième salaire pour tout le monde, davantage de conventions collectives de travail
(CCT) fixant des minimas, des structures d'accueil des enfants financées par l'Etat et
davantage d'allocations familiales dans certains cantons. Le syndicat exige une
distribution d'une partie des bénéfices de la BNS en faveur de l'AVS. 10

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 06.09.2019
DIANE PORCELLANA

Bildung, Kultur und Medien

Bildung und Forschung

Grundschulen

Ausgangspunkt einer hitzigen medialen Diskussion um die frühkindliche Förderung war
ein Artikel von SVP-Bildungspolitikerin Verena Herzog (svp, TG) in der SVP-Zeitung
«Klartext», in welcher sie argumentierte, dass «eine verfehlte Zuwanderungspolitik
durch staatlich verordnete Krippenerziehung wettgemacht werden» solle. Stein des
Anstosses war dann ihre Aussage, in welcher sie Kinder in Krippen mit Verdingkindern
verglich, die zwecks besserer Erziehung weggegeben wurden. Der Staat solle sich
hierbei in grösserer Zurückhaltung üben – damals wie heute, so Herzog. 
Vertreter und Vertreterinnen von Betreuungsorganisationen sowie vom Verein
Fremdplatziert kritisierten den Vergleich vehement.
Die Aussage Herzogs liess sich in den Kontext der Debatten in Bundesbern über die
frühkindliche Förderung einordnen. So wurde entschieden, dass neue Kita-Plätze
weiterhin subventioniert werden und dass steuerpolitisch jene Eltern finanziell
entlastet werden, die ihren Nachwuchs fremdbetreuen lassen (BRG 18.050). Herzog
störte sich auch an den Bestrebungen, die Frühförderung der null- bis vierjährigen
Kinder auszubauen. In der zuständigen Bildungskommission hätte ihr niemand
beantworten können, was mit jenen Eltern passiere, die ihre Kinder nicht in die
Frühförderung schicken wollten. Der Kindergartenbesuch sei auch freiwillig gewesen
und dann obligatorisch geworden. Dasselbe wäre für die Frühförderung fatal, so
Herzog. 
Praktisch zur selben Zeit berichteten die deutschsprachigen Medien
bezeichnenderweise über die Bemühungen einiger Kantone und Städte, die sprachliche
Frühförderung von Kindern nichtdeutscher Muttersprache zu stärken. Viele Kinder
sprächen zu Hause kein oder kaum Deutsch und seien daher komplett überfordert,
wenn sie in die erste Klasse einträten. In einem Interview äusserte sich auch Dagmar
Rösler, Präsidentin des Dachverbandes der Schweizer Lehrerinnen und Lehrer. Sie
forderte ein schweizweites Obligatorium für eine Frühförderung analog dem Basler
Modell. In diesem Modell «Frühe Deutschförderung» werden eineinhalb Jahre vor dem
Kindergarteneintritt die Deutschkenntnisse fremdsprachiger Kinder ermittelt. Wenn
diese nicht genügen, müssen die Kinder an mindestens zwei halben Tagen pro Woche
eine Spielgruppe oder ein Tagesheim besuchen. In der Folge forderte Christoph
Eymann (lpd, BS), Nationalrat und Präsident der SKOS, in einer zu Beginn von
Nationalrätin Herzog bekämpften und schliesslich überwiesenen Motion, dass der
Bundesrat prüfe und Bericht erstatte, wie die frühe Sprachförderung vor Eintritt in den
Kindergarten mithilfe des Bundes im ganzen Land umgesetzt werden könne.
Ins gleiche Horn blies im Übrigen auch ein Bericht des Schweizerischen

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 01.07.2019
BERNADETTE FLÜCKIGER
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Wissenschaftsrates, der dringenden Handlungsbedarf bei der frühkindlichen Förderung
sah. Gemäss den Medien sei ein schweizweites Obligatorium der sprachlichen
Frühförderung jedoch derzeit nicht realistisch, weil die Frühförderung in der
Kompetenz der Kantone liege. 11

Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Grosse Parteien

Im Februar forderte die SVP Steuersenkungen, um den Konsum und damit die
Wirtschaft anzukurbeln. Es dürfe nicht sein, dass der Durchschnittsverdiener während
über sechs Monaten nur für den Staat arbeite. Fraktionschef Caspar Baader (BL)
verlangte, das Steuerpaket auf Anfang 2004 in Kraft zu setzen. Sollte die Vorlage zum
Minipaket verkümmern oder verzögert werden, erwäge die SVP eine Volksinitiative
„Steuersenkungen für den Mittelstand“. 12

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 18.02.2003
MAGDALENA BERNATH

1) Bund, 9.7.97; BaZ, 14.8.97; SHZ, 4.9.97; NLZ, 9.9.97; NZZ, 22.10.97
2) AB NR, 1997, S. 542 f.; NZZ, 8.2.97; Presse vom 12.12. und 16.12.97
3) AB NR, 1997, S. 2213; NZZ, 27.11.97; SGT, 10.12.97; NLZ und NZZ, 18.12.97; Verhandl. B.vers., 1997, V, Teil II, S. 139
4) Presse vom 28.9., 10.11. und 26.11.98; TA, 23.12. und 24.12.98
5) BZ, 23.8.99; Presse vom 24.8., 25.8. und 30.8.99
6) Presse vom 14.4.00. 
7) BZ, 22.2.02; SHZ, 21.8.02
8) Presse vom 2.6. und 9.6.07
9) NZZ, 30.8.13.
10) Communiqué de presse OFS du 30.4.19; LT, 7.9.19
11) Blick, 17.7., 18.7.19; SoZ, 18.8.19; BaZ, TA, 19.8.19; NZZ, 20.8.19; AZ, 18.9.19; NZZ, 24.9.19; SGT, TA, 25.9.19
12) Presse vom 18.2.03.
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